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Inhalt: | ficherung, welche eine Sache gegen eine Gefahr wirthſchaftlich, d. i. dem 

5 i ne ; . Bandes, Werthe nach ſicherſtellt. Die nächſte Verſicherung iſt auch eine Sach⸗ 
ö r LEID De verſicherung, nämlich die Brandſchadenverſicherung. Doch entſtand dieſe 
Mittheilungen aus der Praxis: Verſicherung auf andere Weiſe, als die Seeverſicherung. Der Zwang war 
Zu den im 8 68, Al. 2 St. G. geſchützten (obrigkeitlichen) Perſonen gehören auch es, der dieſe Verſicherung eingeführt hat. Die älteften Verſicherungs⸗ 
Pächter ärariſcher Mauthen und deren Beſtellte. vereine beruhten auf Gegenſeitigkeit (Brandgilden). Die Regierungen 


Der Mautheinnehmer iſt jederzeit berechtigt, durch Schließung des Mauth⸗ 
ſchrankens ſich die Entrichtung der Mauthgebühr zu ſichern. 
Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 


ordneten aber an, daß die einzelnen Eingeſeſſenen dieſen Vereinen bei- 
treten müſſen, daher der Name „Brandſteuer“. Insbeſondere war es 
Preußen, welches die Brandſchadenverſicherung auf dieſe Weiſe regelte. 
Eine der ſpäteſten Sachverſicherungen iſt die „Hagelverſicherung“. Die 


r Leute nahmen hier die Sache etwas zu wörtlich. Weil der Hagel von 
— ———— — „Oben“ kommt, ſah man ihn als eine Strafe Gottes an und glaubte, 
gegen eine ſolche könne man nichts thun. Dieſer Umſtand, für den der 

Heber Zwangsverſicherung. conſervative Bauernſtand ſehr zugänglich war, hinderte lange Zeit das 

Von Dr. Heinrich Miſera, n. ö. Landesſeeretär. Entſtehen der Hagelverſicherung. Und ſelbſt jetzt noch laſſen oft die 

u De Bei An 5 . Bauern lieber die Glocken läuten, als daß ſie ſich gegen den Hagel ver⸗ 


ſichern würden. Von den anderen Sachverſicherungen iſt noch die wich⸗ 
Die Fortſchritte der Menſchheit haben neben den vielen Segnungen, tigſte die Viehverſicherung. Die Rindviehverſicherung wurde in Mähren für 
welche ſie im Gefolge hatten, dem Menſchen auch manche Begriffe zum gewiſſe Krankheiten (Lungenſeuche, Milzbrand, Maul⸗ und Klauenſeuche) in 
Bewußtſein gebracht, deren traurige Wirklichkeit er ehedem nicht in ſo der neueſten Zeit zwangsweiſe eingeführt. — Allein man begnügte ſich bald 
ſtarkem Maße empfunden hat. Ein derartiger Begriff iſt der Begriff nicht mehr damit, ſich gegen den Schaden zu verſichern, welcher durch 
der wirthſchaftlichen Noth und, da die Noth nie vereinzelt bleibt, der die Beſchädigung oder den Untergang einer Sache entſteht. Es entſtanden 
Begriff der allgemeinen Noth, d. h. des wirthſchaftlichen Proletariats. auch Verſicherungen gegen andere Vermögensverlufte, jo z. B. gegen die 
Es iſt daher ganz natürlich, daß der Ruf nach Staatshilfe immer leb⸗ Gefahr, welche das Ereditgeben nach ſich zieht, die Hypothekarver⸗ 
hafter wird, da ja der Staat der bedeutendſte Machtfactor der Neuzeit ſicherung, eine Verſicherung, welche ſich jedoch nicht bewährt hat. Ja 
iſt, und da das Proletariat zu ſeinen gefährlichſten Gegnern gehört, ſogar der Begriff der Verſicherung wurde erweitert, man verſicherte 
indem es die wirthſchaftliche Anarchie bedeutet. ſich gegen wirthſchaftliche Nachtheile, die gewiß eintreten, alſo eine Ver⸗ 
Daß es Aufgabe des Staates ift, der Noth zu ſteuern, inwieweit ſicherung, welche nicht mehr eine Verſicherung iſt. Hieher gehört ein 
und wie er es thun kann, wollen wir an dem Gegenſtande darthun, großer Theil der Lebensverſicherung. 5 
der im Folgenden beſprochen werden ſoll, d. i. an der Zwangs⸗ Wenn man die Sache von dieſem Standpunkte auffaßt, ſo iſt 
verſicherung. Wir werden beweiſen, daß der Staat nicht blos die ſchon die alte deutſche Rente (das Leibgedinge 2c.) eine Lebensverſicherung 
Rechte des Einzelnen, ſondern auch die Rechte der menſch- geweſen. Das conſervative Mittelalter war ſehr empfindlich gegenüber 
lichen Gemeinſchaft zu ſchützen hat. — Was iſt die „Ver⸗ den Wechſelfällen des Lebens und ſo ſicherte man ſich gegen dieſelben 
ſicherung“? Wir wollen keine langathmigen Definitionen geben. In dem durch die unverändert bleibende Rente. Der urſprünglich dingliche 
Worte „Verſicherung“ liegt ſchon der Begriff derſelben. „Verſicherung“ Charakter der Reute ändert an der Sache nichts. Eine weitere Entwick⸗ 
iſt eine Sicherſtellung gegen einen Zuſtand, in welchem man ſich unſicher lung der Sache iſt es allerdings, daß die Rente ſpäter von dem unbe⸗ 
fühlt. Die Verſicherung auf wirthſchaftlichem Gebiete iſt daher eine weglichen Gute ſich emancipirte und einen perſönlichen Charakter annahm. 
Sicherſtellung gegen einen möglichen wirthſchaftlichen Schaden. Der Selbſt fromme Herren ſollen ſolche perſönliche Renten nicht verſchmäht 
Schaden muß ein möglicher und darf nicht ein ſicherer ſein, denn dies haben. So erzählt man ſich aus dem vierzehnten Jahrhunderte, daß der 
liegt nicht im Begriffe der Unſicherheit. Es iſt natürlich, daß die „Ver⸗ Erzbiſchof von Bremen dem Abte von St. Denis eine beſtimmte Summe 
ſicherung“ nicht zu den unmittelbaren Bedürfniſſen der Menſchen gehört. hingab und hiefür ein Rentenverſprechen erhielt. Der Herr Erzbiſchof 
Es iſt daher auch natürlich, daß die Verſicherung zuerſt von jenen ſoll aber fo lange gelebt haben, daß der Abt den Rentenvertrag als 
Berufszweigen eingeführt wurde, deren Exiſtenz durch den Fortſchritt wucheriſch anfocht, was ihm aber nichts half. 
bedingt wird, und welche daher einen weiteren Geſichtskreis erfordern. Wichtig für die Lebensverſicherung iſt der ſogenannte Tontinen⸗ 
Der Welthandel war es, welcher zunächſt auf die Beſeitigung der wirth⸗ vertrag geweſen, den der italieniſche Arzt Lorenzo Tonti begründete. 
ſchafklichen Gefahr dachte. Das fünfzehnte Jahrhundert ſchuf die See⸗ Mehrere Perſonen geben eine beſtimmte Summe hin und bedingen ſich 
verſicherung. Dieſe beruhte auf dem Princip der freien Verſicherungs⸗ aus, daß ihnen ſo lange eine Rente bezahlt werde, als nur einer von 
vereine. Die Seeverſicherung iſt eine Sachverſicherung, d. i. eine Ver⸗ ihnen lebt. Die eigentliche Begründerin der Lebensverſicherung war die 


Wahrſcheinlichkeitsrechnung, denn dieſe ermöglichte erſt die für die Lebens⸗ 
verſicherung nothwendigen Conjuncturen. 

So viel über das Weſen der Verſicherung; daß die Verſicherung 
vorzugsweiſe dazu dient, um die Nothlage der Menſchen zu bekämpfen, 
iſt nicht ſchwer zu beweiſen. 

Man braucht nur die Gefahr in's Auge zu ſaſſen, welche durch 
die wichtigſten Zweige der Verſicherung wirthſchaftlich bekämpft wird, 
und überall wird man die Anſicht Wag ner's beſtätigt finden, daß durch 


die Verſicherung „die ununterbrochene Fortführung der Production und 


Geſchäfte verbürgt wird“. Sind aber dieſe nicht verbürgt, ſo iſt im 
Einzelnen die Gefahr der Noth, im Allgemeinen die Gefahr der allge⸗ 
meinen Noth, d. i. des Proletariats vorhanden. Die Brandſchaden⸗ 
verſicherung bekämpft die Feuersgeſahr. Es iſt evident, daß das Feuer 
ein Element iſt, das ſich nicht immer mit unbedeutenden Objecten be⸗ 
gnügt, ſondern meiſtentheils Objecte zerſtört, welche für das wirthſchaft⸗ 
liche Leben des Menſchen von größter Bedeutung ſind. Was iſt denn 
die Folge einer Feuersbrunſt? Zunächſt die Noth des Einzelnen. Es 
braucht nicht erſt bewieſen zu werden, daß das Feuer ſich gerne ver⸗ 
breitet, und auch iſt es bekannt, daß in manchen Gegenden zu gewiſſen 
Zeiten (ſo am Lande) die Feuersbrünſte ſich gerne häufen. Was iſt dann 
die Folge? Eine allgemeine Nothlage und der ſtete Begleiter der allge⸗ 
meinen Nothlage iſt das Proletariat. 

Daß dieſe Nothlage keine theoretiſche Fiction iſt, ſondern daß die⸗ 
ſelbe thatſächlich vorhanden iſt, ja von Jahr zu Jahr immer größer 
wird, hiefür einen intereſſanten Beleg aus der Wiener „Deutſchen 
Wochenſchrift“, welche in der Nummer 45 vom 7. November 1886 
unter „Reichsverſicherung in Oeſterreich“ neben Anderem folgende Zeilen 
enthält: 

„Von den abgebrannten (d. i. durch Brand beſchädigten) Gebäuden 


waren in Oeſterreich nach der officiellen Statiſtik (1884) 60 Percent, 


von den hiedurch betroffenen Parteien 31 Percent nicht verſichert, und 
von den entſtandenen Brandſchäden bei Gebäuden und Mobilien wurden 
nur 51 Percent entſchädigt. Nun bedeutet dies aber ungefähr 6000 
unverſicherte abgebrannte Gebäude, über 7000 durch Brand beſchädigte, 
unverſicherte Parteien und einen thatſächlich unverſicherten Verluſt von 


circa 8 Millionen Gulden in einem einzigen Jahre. In manchen Ländern 


ſieht es beſonders traurig aus; ſo ſind in Dalmatien nur 10, in der 
Bukowina 27, in Galizien nur 30 Percent der abgebrannten Gebäude 
verſichert geweſen! Von einer Beſſerung der Verhältniſſe kann nicht 
geſprochen werden; im Gegentheile muß bemerkt werden, daß in den 
letzten Jahren eine Verſchlechterung eingetreten iſt. 


Es betrug in den Jahren 1881, 1882, 1883, 1884 
die Entſchädigung in Percenten des 
Brandſchadens 58:34, 5853, 53:11, 51˙45, 


die Zahl der verficherten Häufer in 
Percenten der Beſchädigten 6122, 5303, 61˙00, 59:60.” 

Wenn man bedenkt, daß ſich das Feuer nicht immer die reichſten 
Leute ausſucht, ſondern insbeſondere die ärmeren Grundbeſitzer liebt, ſo 
wird man die Sprache der obigen Ziffern würdigen. 

Nicht viel anders liegt die Sache bei der Hagelverſicherung. Der 
Hagel zerſtört ſehr oft die ganze Jahresernte des Landmannes, und daß 
eine Jahresernte für den Landmann ein ſehr wichtiger wirthſchaftlicher 
Factor iſt, iſt ziemlich einleuchtend. Der Hagel verſetzt den Landmann 
ſehr oft in Noth. Der Hagel liebt es aber, ganze Gegenden heimzuſuchen, 
und wenn man weiter bedenkt, daß es eine durch die Erfahrung erhär⸗ 
tete Thatſache iſt, daß die Hagelſchläge in der gemäßigten Zone immer 
mehr zunehmen, ſo wird man kaum daran zweifeln, daß der Hagel 
immer mehr dazu prädeſtinirt wird, eine allgemeine Nothlage und hiemit 
ein Proletariat zu ſchaffen. Hiezu kommt noch, daß auch das Gebiet, 
welches vom Hagelſchaden betroffen wird, immer zunimmt. Der Hagel 
iſt eine Folge der wechſelnden Ausdünſtung der Erdoberfläche. Es iſt 
aber bekannt, daß Devaſtirungen von Wäldern und Bodenmeliorationen 
auf dieſe Verhältniſſe einen nicht unbedeutenden Einfluß üben. Der 
Fortſchritt ſchafft ſomit dem Hagel ein neues Gebiet und vermehrt die 
allgemeine Nothlage. Die „Deutſche Wochenſchrift“ ſagt in der citirten 
Nummer weiters Folgendes: „Viel bedenklicher (d. i. als bei der Brand⸗ 
ſchadenverſicherung) liegen die Dinge bezüglich der durch Hagelſchläge 
herbeigeführten Verheerungen, denn von den auf dieſe Weiſe beſchädigten 
Parteien waren gar (d. i. im Jahre 1884) nur 4 Percent verſichert, 
und der unverſicherte Schaden belief ſich auf 88 Percent, d. i. es wurden 
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circa 160.000 unverſicherte Parteien betroffen und erlitten einen Geſammk⸗ 

verluſt von 131, Millionen Gulden. Dieſe Ziffern find ſchon fo deut⸗ 
lich, daß es nicht mehr erforderlich iſt, auf die einzelnen Länder einzu⸗ 
gehen. In den beiden genannten Verſicherungszweigen (d. i. gegen 
Brandſchaden und Hagel) kommt ſomit eine unverſicherte Schadenziffer, 
alſo ein effectiver Jahresverluſt ebenſo des Einzel-, wie im gewiſſen 
Sinne auch des Nationalvermögens von 21 ¼ Millionen Gulden in 
Betracht. 


| Es betrug in den Jahren 1881, 1882, 1883, 1884 
| die Entſchädigung in Percenten des 
Hagelſchadens 25:56, 20˙22, 16·04, 11˙27.“ 


Wie begründet dieſe Ziffern ſind, das wird Jeder einſehen, welcher 
Gelegenheit gehabt hat, die unzähligen Unterſtützungsgeſuche durch⸗ 
zumuſtern, welche nur bei den Landesausſchüſſen der betroffenen Länder 
aus Anlaß der Hagel⸗ und Feuerſchäden alljährlich einlaufen. 

Der Staat hat für die Verſicherung zu ſorgen. Wagner will 
dieſe Frage nicht abſolut, ſondern hiſtoriſch und örtlich relativ löſen. 
Dieſe Anſicht iſt nicht unbedingt richtig. Der Staat hat im Allgemeinen 
für die Verſicherung zu ſorgen, wenn auch nicht für alle Verſicherungs⸗ 
zweige. Man ſagt, zur Verſicherung ſei unbedingt der freie Wille 
nothwendig, ſonſt könne man ſich nicht verſichern. Dies iſt nicht richtig. 
Zum Verſicherungs vertrage iſt allerdings der freie Vertragswille noth⸗ 
wendig. Es iſt aber deshalb noch immer nicht erwieſen, daß die Ver⸗ 
ſicherung ohne Vertrag nicht beſtehen könne. Wichtiger als der juriſtiſch⸗ 
techniſche Vertragswille iſt für den Staat die menſchliche Freiheit im 
Allgemeinen. Und ob dieſer durch die bloße juriſtiſch⸗techniſche Auffaſſung 
der Sache gedient wird, dies muß von Jedem bezweifelt werden, welcher 
nur ein wenig Sinn für praktiſche Bedürfniſſe hat. 
Daß Feuer und Hagel — von dieſen wollen wir heute insbeſon⸗ 
dere reden — Noth erzeugen können, und daß ſie auch thatſächlich Noth 
erzeugen, iſt oben dargelegt worden. Daß ſich die Leute bei dieſer Noth 
nicht helfen können, dafür zeugt ein Umſtand, auf welchen bereits oben 
hingewieſen worden iſt, nämlich die unzähligen Subventionsgeſuche, welche 
alljährlich bei den öffentlichen Corporationen einlauſen. Und was machen 
die öffentlichen Corporationen? Den ganzen Schaden können ſie nicht 


ſich die Leute zuſammenbetteln! Und ob das der menſchlichen Freiheit 
zweckdienlich iſt, wenn man ſonſt wirthſchaftlich tüchtige Leute zu Bettlern 
macht, iſt eine ſehr ernſte Frage! 

! Es iſt vielleicht doch nicht jo unrichtig, wenn man behauptet, daß 
der Begriff der „Noth“ dem Begriffe des „Staates“ nicht ganz fremd 
iſt. Wenn der Staat die Verſicherung in die Hand nimmt, ſo erwachſen 
noch manche andere Vortheile. Es iſt eine bekannte Thatſache, daß eine 
Vereinigung, welche auf Zwang beruht, immer größer iſt, als ein auf 
dem freien Willen der Mitglieder beruhender Verband. Die Vortheile 
der Verſicherung werden durch die Staatsverſicherung allgemeiner. — 
Daß die Verſicherung der Noth zu ſteuern hat, hievon iſt ſchon viel 
gesprochen worden. Aber es braucht auch nicht bewieſen zu werden, daß 
eine Thätigkeit, welche die Beſeitigung der Noth zum Ziele hat, beſon⸗ 
derer Controle bedarf. 

Wird die Verſicherung allgemeiner, ſo ſind auch mehr Leute vor⸗ 
handen, welche ſich für die Verſicherung intereſſiren, hiedurch wird die 
Controle eine größere. Dann iſt der Staat diejenige Körperſchaft, welche 
durch ihr Weſen und ihre Beſchaffenheit die beſte Controle ermöglicht. 
Nimmt der Staat die Verſicherung in die Hand, ſo wird auch auf 
dieſem Gebiete die Controle gewinnen. — Die Concentration des 
Verſicherungsweſens in einer Hand vereinfacht die Geſchäftsgebahrung. 
Ferner gelangt die Verſicherung in die Hände einer Körperſchaſt, welche 
bereits mehrere Thätigkeiten verſieht, welche der Verſicherung verwandt 
ſind. Die Feuerpolizei, das Feuerlöſchweſen, die Baupolizei und andere 
Maßregeln, welche man mit dem Begriffe „Meidung“ (d. i. der Gefahr) 
bezeichnet, ſind in den Händen des Staates oder anderer öffentlicher 
Corporationen, welche ihre Zwangsgewalt, da eine ſolche nur dem 
Staate zuſteht, von demſelben ableiten müſſen. Die Erfahrungen, 
welche bei dieſen Thätigkeiten gemacht werden, würden für die Ver⸗ 
ſicherung, und diejenigen, welche wieder bei der Verſicherung gemacht 
werden, jür jene Thätigkeiten benützt werden, wenigſtens bedeutend 
mehr, als dies bis jetzt geſchehen iſt. — Wenn die Befriedigung ver⸗ 
ſchiedenartiger nothwendiger Bedürſniſſe in einer Hand vereinigt wird, 
wird das Geſammtbild einfacher und daher leichter verſtändlich. Die 
nothwendigen Bedürfniffe werden beſſer erkannt. Eine ſolche Vereinigung 


erſetzen, ſie können nur ein kleines Pflaſter geben, das Uebrige — können 
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würde auch bei der Uebernahme der Verſicherung durch den Staat | oder durch Pächter beſorgt, und wurde die Verpachtung der Weg⸗ und 


ftattfinden. Die Intelligenz der Bevölkerung würde hiedurch gewinnen. 

Schließlich würden auch die Verſicherungsprämien billiger werden. 
Denn je mehr Verſicherer, deſto geringer die Verſicherungsprämie. Aller⸗ 
dings wird man darauf hinweiſen, daß z. B. bei der zwangsweiſen 
Brandſchadenverſicherung manche feuergefährliche Objecte hinzukommen 
müſſen, welche die Privatunternehmungen ablehnen, dagegen hilft die 
Erhöhung der Prämie für gewiſſe Objecte, die kräftige Handhabung der 
„Meidung“, welche ſich ja in den Händen des Staates befindet, und die 
Hebung der Intelligenz in der Bevölkerung. Im Uebrigen hat dieſer Ein⸗ 
wand, ſowie auch der Einwand, daß der Bureaukratismus, welchen der 
Staat in dem Verſicherungsweſen einbürgern müßte, das Verſicherungs⸗ 
weſen compliciren und dadurch vertheuern würde, mehr ſeinen Platz dort 
zu ſuchen, wo die Ausführung beſprochen wird, als dort, wo es ſich um 
das Princip handelt. - 

Hiedurch iſt auch die Frage gelöft, inwieweit der Staat vorgehen 
darf. Er darf nur ſoweit gehen, als es ſich um die Noth handelt, die 
Befriedigung des bloßen Bedürfniſſes muß ihm fern bleiben. Wenn 
3. B. eine Verſicherung beſteht, welche die Leute gegen die Beſchädigung 
von Spiegelſcheiben ſicherſtellt, ſo geht das den Staat gar nichts an. 
Er wird ſich auch ſehr und mehr noch als die Privatunternehmungen 
gegen Ueberverſicherungen hüten müſſen. Im Uebrigen wird dieſer Punkt 
noch im nächſten Abſchnitte beantwortet werden, wo es ſich darum 
handeln wird, auf welche Weiſe der Staat für die Verſicherung ſorgen ſoll. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zu den im § 68, Al. 2 St. G. geſchützten (obrigkeitlichen) Per⸗ 
ſonen gehören auch Pächter ararifcher Mauthen und deren 
Beſtellte. 

Der Mautheinnehmer iſt r berechtigt, durch Schließung 
des Mauthſchrankens ſich die e der Mauthgebühr zu 
ſichern. 


Mit Urtheil des Landesgerichtes in Laibach vom 27. Auguſt 1886, 
3. 7893, wurde Karl H. des Verbrechens der öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigkeit nach 8 81 St. G., begangen an dem Mautheinnehmer Ignaz V., 
ſchuldig erkannt. In ſeiner auf mehrere Nichtigkeitsgründe geſtützten Be⸗ 
ſchwerde beſtritt der Verurtheilte, daß ſich der Schutzbereich des 8 68 
St. G. auf Mauthpächter und deren Beſtellte erſtrecke und läugnete 
auch deren Berechtigung, durch Abſperren des Weges mittelft des 
Schrankens die Entrichtung der Mauthgebühr ſich zu ſichern. Auch 
in dieſen Punkten wurde vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung 


vom 11. December 1886, Z. 11.561, die Nichtigkeitsbeſchwerde 
verworfen. 
Gründe: ... Der $ 81 St. G. verweiſt rückſichtlich der 


Objecte des durch dieſe Geſetzesſtelle normirten geſetzlichen Schutzes auf 
$ 68 St. G. und dieſer bezeichnet als ſolches ganz allgemein „die 
Obrigkeit“ und führt, offenbar nur zur Erläuterung dieſes Begriffes, 
im zweiten Abſatze Kategorien von Perſonen an, denen der geſetzliche 
Schutz des $ 68 St. G. gebührt, „inſoferne fie in Vollziehung eines 
obrigkeitlichen Auftrages“ oder „in Ausübung ihres Amtes oder Dienftes 
begriffen ſind“. Es kann ſich alſo nur um die Frage handeln, ob ein 
Mautheinnehmer, und zwar im vorliegenden Falle der Beſtellte des Pächters 
einer ärariſchen Mauth, unter die Begriffsbeſtimmungen des 8 68 St. G. 
beziehungsweiſe des $ 81 St. G. falle. Dieſe Frage iſt aber zu bejahen. 
Das Geſetz bedient ſich im § 68 St. G. der umfaſſenden Ausdrücke 
„Beamte, Abgeordnete, Beſtellte, Diener“, wodurch in unzweideutiger 
Weiſe dem Gedanken Ausdruck gegeben wird, daß jeder mit der Voll⸗ 
ziehung eines obrigkeitlichen Auſtrages Betraute, ohne Rückſicht auf ſein 
dienſtliches Verhältniß und ohne Unterſchied, ob er angeſtellt iſt oder 
nicht, ob ſeine Anſtellung eine definitive oder proviſoriſche iſt, ob er 
beeidet iſt oder nicht, des den obrigkeitlichen Perſonen im öffentlichen 
Intereſſe gewährten ſtraſrechtlichen Schutzes theilhaftig iſt. Es erſcheint 
demnach mit Rückſicht auf den allgemeinen Wortlaut des § 68 St. G. 
eine beſondere geſetzliche Beſtimmung nicht nöthig, um einer im § 68 
St. G. nicht ausdrücklich angeführten Perſon den Charakter als obrig⸗ 
keitliche zuzuerkennen. 

Nach den beſtehenden Vorſchriften wird die Mautheinhebung gleich 
der Verzehrungsſteuereinhebung entweder durch Beſtellte des Staates, 
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Brückenmauthen in allen Provinzen durch das Hofkanzleidecret vom 
21. December 1821, Pol. G. S. Nr. 172, angeordnet. Die Pacht⸗ 
bedingniſſe enthalten die Beſtimmung: „Der Pächter tritt hinſichtlich der 
gepachteten Station und der damit verbundenen Gebühreneinhebung in die 
Rechte und Verpflichtungen des Aerars.“ Da die Maurhpächter nicht 
immer und nicht überall die Mautheinhebung zu beſorgen im Stande 
ſind, ſo ſind ſie gezwungen, zur Beſorgung dieſes Geſchäftes und zur 
Ueberwachung des Mauthgefälles Beſtellte zu beſtimmen, welche in ihrem 
Namen und unter ihrer Haftung die ihnen zugewieſenen Gefällsgeſchäfte 
verrichten. Die Mautheinhebung ſteht ebenſo wie die Einhebung der 
Verzehrungsſteuer der Finanzverwaltung zu, ſie iſt gleich der letzteren 
ein Geſchäft der Regierung; die von ihr mit der Mautheinhebung be⸗ 
trauten Beamten, Abgeordneten, Beſtellten und Diener ſind daher Organe 
einer Staatsbehörde, gleich jenen, die mit dem Vollzuge des Verzehrungs⸗ 
ſteuergeſchäſtes betraut ſind. Der Mauthpächter tritt gegenüber dem 
Mauthpflichtigen ebenſo in die der Finanzverwaltung und ihren Organen 
zuſtehenden Rechte und Pflichten, wie der Verzehrungsſteuerpächter gegen⸗ 
über dem Verzehrungsſteuerpflichtigen, und gleich dem Verzehrungsſteuer⸗ 
pächter bei Einhebung der Verzehrungsſteuer tritt auch der Mauthpächter 
bei Einhebung der Mauth an die Stelle der Finanzverwaltung. Seine 
Beſtellten, denen er die Beſorgung der Mautheinhebung überträgt, haben 
daher ebenſo wie die Beſtellten des Verzehrungsſteuerpächters den gleichen 
Charakter wie die Organe der Finanzverwaltung und müſſen daher auch 
des gleichen geſetzlichen Schutzes theilhaftig werden; denn im Umfange 
ihrer Dienſtesverrichtungen ſind ſie nicht Abgeordnete eines bloßen Privat⸗ 
unternehmers, ſondern des mit den Rechten der Finanzverwaltung aus⸗ 
geſtatteten Mauthpächters. Die Beeidigung iſt bei ihnen ebenſo wenig 
nothwendig, wie bei anderen Perſonen, die, obgleich unbeeidet, als 
obrigkeitliche Perſonen im Sinne des $ 68 St. G. gelten. Es iſt 
ſonach nach dem Geſagten Ignaz V. als Beſtellter eines Mauthpächters 
den im $ 68 St. G. begriffenen Perſonen beizuzählen. 

Auch der Mangel einer Legitimation iſt nach den beſtehenden 
Normen kein Hinderniß für das geſetzmäßige Einſchreiten des Beſtellten 
und die Giltigkeit des Amtes von der Vorweiſung einer Beglaubigung 
unabhängig, zumal erſt durch die Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 13. Juli 1886, 3. 19.390, verfügt wurde, daß künftighin in die 
Licitationsprotokolle und in die Vertragsurkunde die Beſtimmung auf⸗ 
zunehmen ſei, daß die Beſtellten der Mauthpächter mit Creditiven, welche 
die Finanzbehörde beglaubigt hat, verfehen ſein müſſen, um ſich damit 
über Verlangen der Mauthpflichtigen auszuweiſen. Vorliegend aber hat 
der Angeklagte an den Zeugen V. ein Begehren um Vorweiſung der 
Legitimation gar nicht geſtellt, und ſteht auch die Widerſetzlichkeit des 
Angeklagten damit in keinem Zuſammenhange, da derſelbe vielmehr, wie 
bereits oben hervorgehoben wurde, erklärte, den Mauthner als ſolchen 
genau gekannt zu haben. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde macht ferner geltend, daß der Zeuge V. 
zur Abſperrung des Schrankens nicht berechtigt war; nur bei Nacht ſei 
der Schranken niederzulaſſen, bei Tage bezeichne er nur die Mauthſtelle; 
der Angeklagte habe ſonach durch die erzwungene Oeffnung des Schrankens 
nur einem vorſchriftswidrigen Gebahren des Zeugen ein Ende gemacht. 
Abgeſehen jedoch davon, daß ſelbſt ein vorſchriftswidriges Verhalten des 
Mautheinnehmers nicht zur Gewaltanwendung gegen denſelben berechtigte, 
unterliegt es keinem Zweifel, daß der Mautheinnehmer vollkommen im 
Rechte war, den Angeklagten, welcher den Schranken ohne Zahlung der 
Mauthgebühr durchfahren wollte, durch Schließung des Schrankens daran 
zu hindern. Die Behauptung, es wäre Pflicht des Einnehmers geweſen, 
die vom Angeklagten beabſichtigte Gefällsübertretung zu dulden und ſich 
mit der Anzeige derſelben zu begnügen, widerſpricht ſchon der Natur 
der Sache, da es doch die erſte Aufgabe jedes behördlichen Organes iſt, 
Geſetzesverletzungen zu hindern; es ſtehen ihr aber auch die beſtehenden 
Vorſchriften, insbeſondere das Hofdecret vom 13. October 1824, Pol. 
G. S. Nr. 127, entgegen, nach denen der Mauthpächter ſogar berech- 
tigt iſt, behördliche Hilfeleiſtung, und im Wege der politiſchen Behörde 
ſelbſt Beiſtellung der Militäraſſiſtenz zum Schutze ſeiner vertragsmäßigen 
Rechte zu verlangen, welchen Normen auch die vom Mauthpächter dem 
V. ertheilte, bei der Verhandlung verleſene Inſtruction entſpricht, bei 
Zahlungsweigerung einer Partei den Schranken zu ſchließen. Es mußte 


demnach die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen werden. 


Geſetze und Verordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 

XV. Stück. Ausgeg. am 19. September. — 48. Verordnung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 16. Septem⸗ 
ber 1886, Z. 41.848, betreffend die Maßregeln gegen die Choleraepidemie. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 2. October. — 49. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 26. September 1886, 
3. 48.191, betreffend die Vieh- und Fleiſchbeſchau⸗Ordnung für das Erzherzog⸗ 
thum Oeſterreich unter der Enns mit Ausſchluß der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 18. October. — 50. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 17. Septem⸗ 
ber 1886, Z. 45.051, betreffend die Abänderung der für das Jahr 1886 für 
die Pflege und den Unterhalt der Kranken im Spitale und im Irrenhauſe von 
Sebenico ſeſtgeſtellten Taxen. — 51. Kundmachung des k. k. Statthalters im 
Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 7. October 1886, Z. 47.856, 
betreffend die Beſtellung von Dampfkeſſel⸗Prüfungscommiſſären für die politiſchen 
Bezirke Sechshaus, Hernals und Bruck a. d. Leitha, mit Ausnahme der im 
Wiener Polizeirayon liegenden Orte, und für die politiſchen Bezirke Krems 
und Zwettl. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 18. October. — 52. Verordnung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 16. October 1886, 
3. 52.563, betreffend die Verpflichtung zur Anzeigeerſtattung über jeden cholera⸗ 
verdächtigen Erkrankungsfall. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 27. October. — 53. Verordnung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 26. October 1886, | 
Z. 54.644, betreffend das Verbot des Verkehres mit beſtimmten Gegenſtänden 
und mit Hadern aus Choleragegenden. 

XX. Stück. Ausgeg. am 11. December. — 54. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 2. Decem⸗ 
ber 1886, 3. 644% Pr., betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen der 
Kundmachung vom 27. Auguſt 1881, Z. 1446, Pr., über Grundzüge zur Ein 
führung von behördlich autoriſirten Privattechnikern. 

(Fortſetzung folgt.) 


0 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Generaldirectionsrathe der Generaldirection der 
öſterreichiſchen Staatsbahnen Auguſt Kann den Titel eines Regierungsrathes 
tagjrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Rechnungsdepartements der 
Thereſianiſchen Akademie, Oberrechnungsrathe Joſeph Schlettauer anläßlich deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiofficial Franz Leſiak in Graz den 
Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjuncten verliehen. 

Der Miniſterpräſident und Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Franz Joſeph Lorenz zum Statthaltereifecretär in Böhmen 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Concipiſten der Trieſter Polizeidirection Oskar Wratſchko und Bernhard Bacher 
zu Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Handelsmannes Franz 
Lethbridge zum k. und k. Conſularagenten in Honfleur genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzcommiſſäre Joſeph Gunat, Joſeph 
Fiſcher und Rudolph Fritſch zu Finanz⸗Obercommiſſären der Prager Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Alexander Onciul zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Finanz⸗Landesdirection in Czernowitz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Auguſt Skladal zum Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Arthur Knipf er zum Finanz⸗ 
inſpector für den Bereich der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Oberamtsofficial Wenzel Boucek zum 
Zoll⸗Oberamtscontrolor beim Hauptzollamte in Prag ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Adjuncten Alexander Toldt und Richard 
Krepler zu Bergcommiſſären ernannt. 


Erledigungen. 


Pfänderverwahrersſtelle dritter Clafſe, im Vorrückungsfalle vierter Claſſe, 
eventuell eine Protokolliſtenſtelle erſter, reſpective zweiter Claſſe, eventuell eine 
Journaliſtenſtelle, eventuell eine Officialsſtelle, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 128.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe in Böhmen, bis Mitte 
Juni. (Amtsbl. Nr. 129.) 
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Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe beim Bukowinaer 
griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfonde, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 129.) 

Poſtaſſiſtentenſtellen mit 600 fl. und Activitätszulage im Bereiche der k. k. 
Poſt⸗ und Telegraphendirection für Oeſterreich unter der Enns gegen Caution, bis 
Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 130) 

Finanzwachcommiſſärsſtelle in Niederöſterreich in der zehnten Rangsclaſſe, 
bis Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 131.) 

Polizei⸗Obercommiſſärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Polizei⸗ 
commiſſärsſtelle in der neunten Rangsclaſſe, bis 22. Juni. (Amtsbl. Nr. 131.) 


Manz'sche k. k. Hof- Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Die freundliche Aufnahme und weite Verbreitung, welche die 
vor wenigen Jahren von uns veranstaltete 


Salualung von Nieder-Desterreichischen Laudesgesstzal 


in den interessirenden Kreisen gefunden hat, lässt den öfter und 
allgemein von competenter Seite zum Ausdrucke gebrachten Wunsch, 
dieselben 
in einer neuen, stark erweiterten Auflage 
den P. T. Verwaltungs- und Gemeindeorganen zur Verfügung zu 
stellen, nunmehr in Erfüllung gehen. — 
Es ist uns gelungen, die freundliche Bethätigung des Herrn 
Paul Freiherrn von Hock, 
d. Z. k. k. Bezirkscommissär in Wr.-Neustadt, 

für jenen Zweck zu gewinnen, welcher die neue Sammlung nach 
seinen praktischen Erfahrungen geordnet und gesichtet hat. 


Dieselbe erscheint unter dem Titel: 


Nieder- Oesterreichische Landesgesetze. 
Band I. 


Landesverfassungsgesetze. 


(Laudesordnung und Landtagswahlerdnung.) 
K. Verordnung über die Kundmachung und den Beginn der verbindenden Kraft 
der Landesgesetze. Wahlordnung für die nied.-österr. Handels- u. Gewerbekammer. 
Zur Cultusverfassung der Israeliten. 


und Waidhofen a. d. Ybbs. Gemeindeaufnahmsgebühren. 
Umfang 16 Bogen. Preis broschirt i fl. 


Band I. 


Wasserreehts-, Strassen-, Bau. und Fenerpolizei-Vorsehriften. 


Umfang 26 Bogen. Preis broschirt 1 fl. 50 kr. 
Band III. 


Tandesenltnp-Vorsehriften. Schulgesetz. Sanitäre Vorschriften. 


Gesetze betr. die Armenpflege und Wohlthätigkeits-Anstalten, 
Dienstboten-Ordnung, Schubvorschriften. 
36 Bogen. Preis broschirt 2 fl. 50 kr. 
Preis sämmtlicher drei Bände broschirt 5 fl., in 2 starken Leinen- 
bänden gebunden 6 fl. 

Jeder der drei Bände wird zu den beigesetzten Preisen 
broschirt einzeln abgegeben. 

Ausserdem lassen wir zur bequemen Benützung Band I und II 
zusammen in einen starken Leinenband zum Preise von 3 fl. und 
ebenfalls Band III in gleicher Weise zum Preise von 3 fl. binden und 
halten dieselben auch so zur geneigten Bestellung bestens empfohlen. 

Ausgenommen einige, kaum für die Verwaltung von Belang 
erscheinende Bestimmungen sind fast alle für den Bereich des Kron- 
landes Niederösterreich gegebenen und in Kraft befindlichen Gesetze 
und Verordnungen textlich genau dieser Sammlung einverleibt, so 
dass dieselbe dadurch ein unentbehrliches Handbuch für alle an 
der Gemeindeverwaltung betheiligten Herren werden wird und 
auch darnach gewiss in keiner Kanzlei der Bürgermeisterämter 


fehlen dürfte. 


Zu beziehen durch obigen Verlag und vorräthig in allen 
Buchhandlungen. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 4 der Erkenntniſſe 1887. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 
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